Wien, Donnerstag den 1. April 1880. 


XIII. Jahrgang. Nr. 14. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſcht 


ift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 1 


(Pränumerationen find nur an 


die Adminiſtration zu richten.) 


Präuumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjahrig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werd 


das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitjchrift mit oder ohne die 
Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — 


en dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und betragt 


Poſtanweiſung erbitten, 


Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 7 


— Reclamationen, wenn unverſiegelt ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach ſerſcheinen der jeweiligen 
Nummer Beruüctfichtigung finden. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre 


Pränumerations⸗Erneuerung für das zweite Quartal 
1880 an die Adminiſtration einzuſen den. 


nhalt. 


Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. Von Ferdinand Kirchlehner, 
k. k. Statthaltereirath. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Ungariſche Staatsangehörige, welche in einer Gemeinde der im Reichsrathe ver⸗ 


tretenen Königreiche und Länder während der Periode vom Jahre 1849 bis 


1867 ein Heimatsrecht erworben haben, ſind als öſterreichiſche Staatsbürger 
anzuſehen und bedürfen einer weiteren Aufnahme in den öſterreichiſchen 
Staatsverband nicht. 

Umwandlung der Geldſtrafen in Arreſtſtrafen bei politiſchen Uebertretungen. 

Literatur. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Fortſetzung.) 


Wenn ich auch dem mehrerwähnten Berichte darin zuſtimme, daß 
genaue Ermittlungen darüber am Platze ſeien, ob der Mangel an 
Schutzmaßregeln gegen die Bedrohung der Quellen durch andere als 
bergmänniſche Arbeiten bereits gemeinſchädliche Wirkungen für die Heil⸗ 


quellen der in den einzelnen Ländern beſtehenden öffentlichen Brunnen 


und Bäder — denn um dieſe handelt es ſich hauptſächlich — verur⸗ 
ſacht hat, ſo führen mich doch die von mir angeſtellten Unterſuchungen 
des Gegenſtandes ſchon dermalen zu einer von jener des Ausſchuſſes 
verſchiedenen Auffaſſung. 

Hiebei habe ich vor Allem die Beſtimmungen 
geſetzes im Auge *). 

Während der Ausſchuß nur die 88 4 und 15 des Reichsgeſetzes 
in den Kreis ſeiner Erörterungen zieht, glaube ich weiter greifen zu 
müſſen, namentlich auf den Inhalt des § 10 des Reichsgeſetzes. 

Die Gewäſſer des § 4 bieten faſt ausſchließlich einfache Ver⸗ 
hältniſſe dar, welche ſich zumeiſt den allgemeinen Grundſätzen des 
Privatrechtes unterordnen und nur ausnahmsweiſe eine Regelung nach 
dem Waſſerrechtsgeſetze erfordern. 


des Waſſerrechts⸗ 


*) Siehe: „Das öſterreichiſche Waſſerrecht“ von Karl Peyrer, Wien 
1880, Manz 


Das Graben der Brunnen, das Aufſchließen der Quellen kann 
aber unter Umständen nicht blos privatrechtlichen, ſondern auch Einſchrän— 
kungen öffentlich rechtlicher Natur unterworfen werden, daferne es den, 
ſremde Rechte und Intereſſen berührenden Zuſammenhang mit anderen 
Gewäſſern ſtört und unterbricht; die Abflüſſe der Gewäſſer ſelbſt aber 
ſind allen jenen Einſchränkungen unterworfen, denen jedes fließende 
Waſſer (88 10 und 11) unterliegt, ſtehen daher dem gewöhnlichen 
Privateigenthume nicht mehr gleich. 

§ 4 lit. a handelt von den Quellen. Nach der Art, wie die 
Quellen austreten und ihre Gewäſſer weiter ſenden, unterſcheidet man 
ſtehende und fließende Quellen. Die ſtehenden Quellen haben nur eine 
verticale Bewegung, indem ſie in einer Bodenvertiefung, von der ſie 
begrenzt ſind, ſteigen und fallen, und erſt, wenn der Rand der Ver⸗ 
tiefung vom Waſſer überſchritten wird und wenn zugleich das Terrain 
an einer Stelle des Randes geneigt iſt, einen eigentlichen Abfluß er- 
halten. Die fließenden Quellen hingegen treten ſogleich mit horizon— 
taler Bewegung aus dem Boden hervor. 

Bei den fließenden Quellen iſt zu unterſcheiden die Quelle ſelbſt 
und der Abfluß der Quelle; von den Abflüſſen handelt lit. d. Das 
Geſetz ſpricht dem Grundbeſitzer das in ſeinen Grundſtücken enthaltene 
unterirdiſche und aus denſelben zu Tage quellende Waſſer, d. i. die 
Quellen zu. Das nicht zu Tage quellende, aber in den Grundſtücken 
enthaltene unterirdiſche Waſſer (Grundwaſſer) iſt im 8 4 a nicht mit 
inbegriffen. 

Da 8 4 lit. a nur die Salzquellen und die zum Bergregale 
| gehörigen Cementquellen ausnimmt, darf eine weitere Unterſcheidung des 
„unterirdiſchen und zu Tage quellenden Waſſers“ nach feiner chemiſchen 
Beſchaffenheit nicht gemacht werden und gehören auch Mineralquellen, 
Heilquellen, Geſundbrunnen im Sinne des § + lit. a dem Grund⸗ 
eigenthümer. 

Die beiden erſten Abſätze des § 10 lauten: 

„Derjenige, welchem ein Privatgewäſſer zugehört, kann dasſelbe, 
unbeſchadet der durch beſondere Rechtstitel begründeten Ausnahmen, für 
ſich und für Andere nach Belieben gebrauchen und verbrauchen.“ 

„Bei fließenden Wäſſern iſt die Benützung durch die Rechte der 
übrigen Waſſerberechtigten, ſowie durch die aus dem Zuſammenhange 
und der Unentbehrlichkeit des Waſſers hervorgehenden öffentlichen Rück⸗ 
ſichten nach Maßgabe der Geſetze beſchränkt.“ 
| Unter die fließenden Privatgewäſſer des § 10 müſſen auch die 
fließenden Quellen, d. h. diejenigen Quellen gerechnet werden, welche, 
wie früher erwähnt, einen ſeitlichen (horizontalen) Abfluß haben 
im Gegenſatze zu den ſtehenden Quellen, welche nur eine verticale 
Bewegung, eine Steigen und Fallen des Waſſerſpiegels im Quellen- 
oder Brunnenſchachte haben. Bei fließenden Privatgewäſſern iſt das Recht 
des Eigenthümers ein von Anfang an naturgemäß beſchränktes Recht. 
Bei denſelben bringt daher auch der Abſatz 2 des 8 10 den Grund- 
ſatz zur Geltung, daß die Benützung derſelben durch die Rechte aller 
jener, welche an einem ſolchen Gewäſſer „waſſerberechtigt“ ſind, ſowie 


durch die aus dem Zuſammenhange und der Unentbehrlichkeit des 
Waſſers hervorgehenden öffentlichen Rückſichten nach Maßgabe der 
Geſetze beſchränkt iſt. Das öffentliche Recht, welches im § 10, Abſatz 2 
und in vielen auderen Stellen des Waſſerrechtsgeſetzes zum klaren Aus⸗ 


drucke gelangt, macht den Schutz derjenigen, welche am Waſſerlaufe, 


mag derſelbe auch ganz oder theilweiſe als Privatgewäſſer angeſehen 
werden, unabhängig von ſolchen ſpeciell erworbenen Privatrechten. Das 
öffentliche Recht verleiht bei jedem fließenden Waſſer allen jenen, welchen 
ein Benützungsrecht am Waſſerlaufe zuſteht, den Anſpruch auf Rechts⸗ 
ſchutz in der Weiſe, daß ſie verlangen können, es ſoll der Waſſerlauf 
nicht unterbrochen, nicht durch Handlungen Anderer derart geändert 
werden, daß die fließende Welle ihnen in Zukunft nicht mehr in der 
ihren Waſſerbenützungsrechte entſprechenden Weiſe zukommt. 
nützung fließender Gewäſſer ſoll daher ſtets in der Weiſe erfolgen, daß 
die au dem gleichen Gewäſſer beſtehenden Nutzungsrechte und das 
Eigenthum Dritter nicht beeinträchtigt werden. Weitere Beſchränkungen 
ergeben ſich auch aus § 16 der Landesgeſetze, wonach auch bei Privat— 
gewäſſern zu jeder Benützung ſowie zur Errichtung oder Aenderung von 
Anlagen ꝛc. eine behördliche Bewilligung erforderlich iſt, wenn durch 
eine ſolche Benützung auf fremde Rechte oder auf die Beſchaffenheit, 
den Lauf oder die Höhe des Waſſers in öffentlichen Gewäſſern eine 
Einwirkung entſteht. Auch in dieſem Paragraphe iſt der Ausdruck „fremde 
Rechte“ nicht einzuſchränken auf die privatrechtlich erworbenen Unter- 
ſagungsrechte, ſondern in der allgemeinen Bedeutung „fremdes Eigen— 
thum oder fremde Benützungsrechte“ aufzufaſſen. 

Bei fließenden Wäſſern iſt die Benützung zunächſt durch die Rechte 
der übrigen Waſſerberechtigten beſchränkt. Nach der vorſtehenden Aus— 
führung ſind hier unter den „Waſſerberechtigten“ nicht Diejenigen zu 
verſtehen, welche privatrechtlich durch Vertrag, richterliches Urtheil, 
Erſitzung ꝛkc. gegen den Beſitzer des Privatgewäſſers ein Unterſagungs⸗ 
recht erworben haben, ſondern Diejenigen, welche an irgend einer 
Theilſtrecke des fließenden Waſſers Benützungsrechte ausüben. Durch 
dieſe Beſtimmungen drückt das Waſſerrechtsgeſetz allen fließenden Gewäſſern, 
obgleich es auch ſolche als Privatgewäſſer dem Wortlaute nach aner- 
kennt, dennoch den Charakter der Gemeinſchaft auf. 

Zu den beſtrittenſten Waſſerrechtsfragen, deren Beantwortung 
zunächſt aus den bisher beſprochenen Grundſätzen zu erfolgen hat, 
gehört jene, welche die Benützung des Grundwaſſers und die damit 
zuſammenhängende Frage des 
waſſerführenden Terrainſchichten ſich bewegende und an tieferen Stellen 


in die Flüſſe und Bäche eintretende oder als fließende Quelle zu Tage 


kommende, in die Brunnen eindringende Grundwaſſer iſt als fließendes 
Waſſer im Sinne des § 10 anzuſehen. So lange es noch nicht zu Tage 
getreten iſt und nur unterirdiſch ſich fortbewegt, kann es nach $ 4 a 
nicht als ein Privatgewäſſer angeſehen, ſondern muß als öffentliches 
Gut erklärt werden. 

Daraus folgt aber nicht, daß der Grundeigenthümer bei jeder 
Brunnengrabung um die behördliche Bewilligung auzuſuchen habe, dies 
hat nur zu geſchehen in den im § 16 der Landesgeſetze vorgeſehenen 
Fällen. 

Vielfach wird die Frage erörtert, ob und inwieweit dritte Per— 
ſouen gegen das Graben von Brunnen oder gegen die Entnahme und 
allfällige Ableitung größerer Mengen von Grundwaſſer Einwendungen 
zu erheben berechtigt find. Schon vor dem Erſcheinen des Waſſerrechts⸗ 
geſetzes tritt ein bevorzugtes Intereſſe namentlich hervor bei den Heil⸗ 
quellen, welche durch Brunnengraben Schaden leiden könnten, und da 
hierüber ein allgemeines Geſetz nicht beſteht, ſuchte man durch Special- 
verordnungen abzuhelfen. So erfloß die ſteiermärkiſche Gubernial-Ver⸗ 
ordnung vom Jahre 1835 für Gleichenberg, der u. ö. Statthalterei- 
Erlaß vom Jahre 1863 für Pyrawarth. Dieſe ſchon vor Erſcheinen 
des neuen Waſſerrechtsgeſetzes getroffenen Anordnungen beruhten, da 
ihnen, wie erwähnt, kein Specialgeſetz zu Grunde liegt, eben nur auf 
der Anſchauung, daß auch der unterirdiſche Waſſerlauf und das von 
dem Beſitzer der Heilquelle bereits erworbene Benützungsrecht Anſpruch 
hat auf Rechtsſchutz gegen weitere Störungen. Im Sinne des $ 10 des 
Reichsgeſetzes iſt auch die Benützung des Grundwaſſers ſowohl durch 
die Rechte der übrigen Waſſerberechtigten, als auch durch die aus dem 
Zuſammenhange und der Unentbehrlichkeit des Waſſers hervorgehende | 
öffentlichen Rückſichten beſchränkt, und finden daher auch auf das Grund⸗ 
waſſer, auf das Graben von Brunnen und die Benützung der letzteren 
die bisher erörterten Einſchränkungeu Auwendung. 
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Die Be⸗ 


Brunnengrabens betrifft. Das in den 


In neuerer Zeit hat ſich dieſen Anſchauungen auch die Judicatur 
ſowohl des oberſten Gerichtshofes als auch des Ackerbauminiſteriums in 
einzelnen Fällen angeſchloſſen, wie die früher erwähnte Entſcheidung des 
oberſten Gerichtshofes vom Jahre 1875 beweiſt. 

In einem anderen Falle wurde entſchieden: „Der Eigenthümer 
eines Grundſtückes iſt nicht berechtigt, auf demſelben einen Brunnen zu 
graben, wenn in Folge deſſen eine Quelle, welche den Brunnen eines 
anderen Beſitzers mit Waſſer ſpeiſet, aufgefangen und das Waſſer dem 
neugegrabenen Brunnen zugeführt wird, weil nach den §8 4 und 10 
des Waſſerrechtsgeſetzes die eigenmächtige Entziehung des Waſſers nicht 
gerechtfertigt iſt, da der Gebrauch des Privatgewäſſers durch beſtehende 
Rechte Dritter beſchränkt iſt.“ ) 

Der Beweis, ob durch unterirdiſche Erdarbeiten, durch welche 
Waſſerquellen im Boden des Grundbeſitzers erſchloſſen wurden, und 
durch die Hebung und Ableitung von Grundwaſſer nachbarlichen Brun- 
nen oder gar entfernteren Gewäſſern Waſſer wirklich entzogen wurde, 
iſt allerdings oft nur ſchwer zu erbringen; er iſt aber nicht unmöglich 
und wird daher auch (durch Sachverſtändige, anzuſtellende Proben 
u. dgl.) häufig zugelaſſen. 

In Peyrer's Waſſerrecht findet man ferner folgende Anſichten 
vertreten: 

Nach ähnlichen Grundſätzen wie der Schutz der rechtmäßig beſte⸗ 
henden Brunnen im Allgemeinen und namentlich der Gemeindebrunnen 
iſt auch ſo weit der waſſerrechtliche Standpunkt in Frage kommt, der 
Schutz der Geſundbrunnen (Mineralquellen, Heilquellen) zu beurtheilen. 
Wie ſchon zu § 4 erwähnt wurde, gehören auch die Heilquellen, wenn 
nicht von Anderen erworbene Rechte entgegenſtehen, dem Grundbeſitzer. 
Bei den wichtigeren derſelben iſt das Eigenthum des Grundes und der 
Quelle in den Händen des Staates oder des Landes, eines Bezirkes 
oder der Gemeinde, wodurch auch das an die Heilquellen ſich knüpſende 
öffentliche Intereſſe am beſten gewahrt wird. Mineralquellen bedürfen 
aber auch noch ſonſt mit Rückſicht auf ihre große Bedeutung für die 
öffentliche Geſundheitspflege und in Anbetracht des behufs zweckmäßiger 
Benützung derſelben häufig gemachten großen Koſtenaufwandes, im 
öffentlichen Intereſſe eines beſonderen rechtspolizeilichen Schutzes. So weit 
das Graben von Brunnen oder die Anlegung nnterirdiſcher Waſſerlei⸗ 
tungen u. dgl. in Frage kommt, ſchreibt das Waſſerrechtsgeſetz für alle 
jene Fälle, wo eine derartige Waſſerbenützung die Errichtung oder 
Aenderung der hiezu erforderlichen Vorrichtungen und Anlagen auf 
fremde Rechte — hier Rechte des Beſitzers der Heilquelle — einen 
Einfluß haben kann, eine behördliche Bewilligung vor, und wie ſchon 
nach den oben mitgetheilten Fällen die Statthalterei vor dem neuen 
Waſſerrechtsgeſetze den Umkreis ſpeciell feſtgeſtellt hat, in welchem ein 
ſolches Graben von Brunnen die behördliche Bewilligung erfordert, ſo 
kann dies nun auch von der politiſchen Bezirksbehörde nach Maßgabe 
der örtlichen Verhältniſſe für jeden einzelnen Curort vorhinein feſt⸗ 
geſtellt werden und die Behörden, ſelbſt die Gerichte — meint Peyrer 
— werden eine ſolche im öffentlichen Intereſſe verſügte Maßregel nach 
dem neuen Waſſerrechtsgeſetze gewiß ebenſo reſpectiren, wie dies der 
oberſte Gerichtshof in der eitirten Entſcheidung gethan hat. Nach der- 
ſelben Anſchauung könnten auch locale Bauvorſchriften ſonſtigen Bauten 
gegenüber Vorſorge treffen, indem alle Erdarbeiten, vor Allem die 
Herſtellung, Erweiterung, Vertiefung oder ſonſtige Aenderung von 
Brunnen und unterirdiſchen Waſſerleitungen, Canälen u. dgl. in einer 
den territorialen Verhältniſſen entſprechenden Entfernung von den Heil— 
quellen an eine beſondere behördliche Bewilligung geknüpft werden. Es 
iſt auch anzunehmen, daß mit jeder Bohrung nach Waſſer die Abſicht 
nach Waſſerbenützung verbunden ſei. 

Im Allgemeinen gilt das, was von den Heilquellen geſagt wurde, 
auch von den Waſſerverſorgungsanſtalten der Gemeinden, namentlich 
ſolcher, an welche ſich wichtige öffentliche Intereſſen knüpfen. Die 
große Wichtigkeit, welche die Brunnen für die Waſſerverſorgung von 
Gemeinden und Ortſchaften haben, rechtfertigt es, wenn die Verwal⸗ 
tungsbehörden dafür ſorgen, daß im Falle eines Bedürfniſſes durch 
Localſtatute in ähnlicher Weiſe wie für Heilquellen ein Rayon beſtimmt 
wird, innerhalb welchen Erdarbeiten aller Art, welche den Beſtand der 
Brunnen gefährden könnten, unterſagt oder an eine vorausgehende 


behördliche Genehmigung gebunden werden. In allen Fällen, wo die 


| 


| 


) Entſch. des oberſten Gerichtshofes vom 5. December 1877, 3. 14.422 
(Zeitſchrift für Verwaltung 1878, S. 100). 


Grabung von Brunnen, Waſſerleitungen u. dgl. ohne die nach 8 16 . ö 5 
vorgeſchriebene politiſche Bewilligung ſtattgefunden hat, kann von der nach welcher die von den Gerichten im Strafverfahren verhängten Geld⸗ 


politiſchen Behörde nach $ 72 der Landesgeſetze die Verſchüttung oder 
Vermauerung und möglichſte Wiederherſtellung des vorigen Standes 
aufgetragen werden. 

Nach dieſen aus dem Waſſerrechte deducirten Grundſätzen erſcheint 


mir nun die im Ausſchußberichte entwickelte und von den Beſitzern der 


Curorte getheilte Anſchauung, als böten die öſterreichiſchen Waſſerrechts— 
geſetze den Heilquellen gar keinen Schutz, nicht ſtichhältig. 


(Fortfetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ungariſche Staatsangehörige, welche in einer Gemeinde der im 
Aeichsrathe vertretenen Königreiche und Lander wahrend der 
eriode vom Jahre 1849 bis 1867 ein Heimatsrecht erworben 
haben, find als öfterreichifche Staatsbürger anzuſehen und bedürfen 
einer weiteren Aufnahme in e Staatsverband 
nicht. 

Dem Hausbeſitzer G. H. in N. wurde von dem Gemeindeaus— 
ſchuſſe daſelbſt mit Beſchluß vom 10. October 1867 über ſein eigenes 
Anſuchen die Aufnahme in den Verband der Gemeinde N. bewilligt 
und derſelbe dann auch in die ſtädtiſche Matrike eingetragen; G. H. 
war vor dieſem Ereigniſſe nach Neuſiedl am See im Königreiche 
Ungarn zuſtändig. 

Im Zweifel über ſeine Staatsaugehörigkeit ſchritt der Genannte 
unterm 13. September 1879 bei der competenten Bezirksbehörde um 
die Entſcheidung der Frage ein, ob er durch die im Jahre 1867 er⸗ 
folgte Aufnahme in den Verband der niederöſterreichiſchen Gemeinde zu 
N. anch das öſterreichiſche Staatsbürgerrecht erlangt habe oder trotz 
jenes Umſtandes als ungariſcher Staatsbürger zu gelten habe. 

Die Bezirksbehörde zu N. leitete das Einſchreiten an die k. k. 


| 
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n. ö. Statthalterei und vertrat in dem betreffenden Vorlageberichte die 


Rechtsanſicht, daß G. H. als öſterreichiſcher Staatsbürger angeſehen 
werden müſſe. 

Die k. k. u. ö. Statthalterei zu Wien hat hierüber unterm 
4. März 1880, Z. 7863, nachſtehende Entſcheidung gegeben: 

Durch die vom Gemeindeausſchuſſe zu N. in der Sitzung vom 
10. October 1867 geſchehene Aufnahme in den Gemeindeverband zu 
N. habe G. H. in Gemäßheit des § 17 des Geſetzes vom 3. Decem- 
ber 1863, R. G. Bl. Nr. 105, das frühere Heimatsrecht zu Neuſiedl 
am See in Ungarn verloren. Zur Zeit dieſer Erwerbung des Heimat3- 


rechtes beſtand für die ganze Monarchie alſo auch für Ungarn nur 
Staatsbürgerrecht. Nach Artikel 1 des Staatsgrundgefetzes vom 


ein 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder beſteht für alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder ein allgemeines öſterreichiſches Staatsbürger⸗ 
recht. Nachdem nun G. H. zur Zeit der Erlaſſung dieſes Staatsgrund⸗ 
geſetzes ein Angehöriger der Gemeinde N., eines im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Landes war, ſo ergibt fich hieraus, daß er damals auch 
öſterreichiſcher (im Gegenſatze zum ungariſchen) Staatsbürger im engern 


Sinne, d. h. im Sinne des vorcitirten Artikels des Staatsgrundgeſetzes 


war, bezüglich es jetzt noch iſt, nachdem ein Verluſt dieſer Staats⸗ 
bürgerſchaft nicht vorliegt. Dem ſtaatsrechtlichen Ausgleiche im Jahre 
1867, wodurch Ungarn ein ſelbſtſtändiges Staatsrecht erlangt hat und 
an die Stelle des allgemeinen, die Angehörigen des Geſammtſtaates, 
d. i. der cis- und transleithaniſchen Länder umfaſſenden Staatsbürger⸗ 
rechtes zwei verſchiedene Staatsbürgerrechte, nämlich eines für die 
Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und 
ein anderes für die Angehörigen der Länder der ungarischen Krone 
getreten iſt, erſcheint bereits durch den Artikel des obcitirten Staats⸗ 
grundgeſetzes Rechnung getragen. e 


Umwandlung der Geldſtrafen in Arreſtſtrafen bei politiſchen 


Uebertretungen. 
Ueber dieſe Frage wurde mit der vom Miniſterium des Innern 
im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium gefällten Entſcheidung 
vom 10. Jänner 1880, 3. 585, Nachſtehendes ausgeſprochen: 


| 


„Die Verordnung vom 11. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 30, 


ſtrafen im Falle der Uneinbringlichkeit in Arreſtſtrafen umgewandelt 
werden können, läßt ſich auf Polizei⸗Uebertretungen nicht anwenden. 
Ebenſowenig fließt eine ſolche allgemeine Berechtigung aus der die 


Vollzugsgewalt der politiſchen Behörden regelnden Verordnung vom 


20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96. Eine ſolche Umwandlung kann 
daher nur bei jenen Delicten erfolgen, bei welchen das Geſetz die 


Geldſtrafe alternativ mit Arreſtſtrafe androht, wie dies im § 62 des 


Forſtgeſetzes und vielen anderen Specialgeſetzen geſchieht, oder wo das 
Specialgeſetz allgemein die Umwandlung der in dieſem Geſetze aus⸗ 
ſchließlich angeordneten Geldſtrafen in ſuppletoriſchen Arreſt zuläßt, 
wie dies im $ 42 des Wehrgeſetzes vom 5. December 1868, R. G. Bl. 
Nr. 151, und im § 135 des Gewerbegeſetzes vom 20. December 
1859, R. G Bl. Nr. 227, der Fall iſt. Dagegen können die Geld⸗ 
ſtrafen der 88 2 bis 4 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 250, in Ermanglung einer ſolchen beſonderen Beſtim⸗ 
mung im Forſtgeſetze auch nicht ſuppletoriſch in Geldſtrafen umge- 
wandelt werden. 

Sind Geldſtrafen der §8 2 bis 4 des Forſtgeſetzes im Con⸗ 
curſe angemeldet worden und nicht zum Zuge gelangt, oder iſt die 
Anmeldung unterblieben und wird der Schuldner nach § 233 der Con⸗ 
cursordnung vom 25. Dec. 1868, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1869, durch 
den gerichtlichen Ausgleich von der Verbindlichkeit befreit, feinen Gläu⸗ 


bigern den Ausfall, welchen ſie erleiden, nachträglich zu erſetzen, ſo 


findet weder eine nachträgliche Einbringung der Geldſtrafe im Zwangs⸗ 
wege noch eine Umwandlung der Geldſtrafe in Arreſtſtrafe ſtatt.“ 
O 


Titeratur. 


Die Geſetze und Vorſchriften über die Einführung des 
metrifchen Maßes und Gewichtes. — Die Aichordnung ſammt 
allen Nacht ragen und allen Inſtructionen zu derſelben. — Die 
Vorſchriften über die Aichbehörden. Manz'ſche Ta ſchenausgabe 
der öſterreichiſchen Geſetze. XIII. Band. Wien 1880. 

Unter den letzten Banden der neueſten Auflage der ſo beliebten und 
handlichen Manz'ſchen Taſchenausgabe der öſterreichiſchen Geſetze (Band XIII bis 
XIX Staatsgrundgeſetze ſammt allen Nachträgen zu den Geſetzen über die 
Beziehungen zu Ungarn] incluſive) zeichnet fich insbeſondere der an die Stelle des 
beſtandenen Zolltarifes getretene Band XIII mit dem obbezeichneten Inhalte vor⸗ 
theilhaft aus, weshalb wir die Aufmerkſamkeit unſeres Leſerkreiſes eigens auf 
denſelben lenken. In ſachlich gebotenem, erſprießlichem Verein treffen wir in dieſem 
einen Bande alle jene Geſetze und Vorſchriften an, welche ſeit dem Insleben⸗ 
treten des metriſchen Maßes und Gewichtes mit 1. Jänner 1876 für die Beamten 


mehrerer Verwaltungszweige (insbeſondere der politiſchen, finanziellen, 


der Handels- jelbft der Juſtiz branche angehörig) und die Geſchäftswelt durch⸗ 
gehends erhöhte Bedeutung gewonnen haben, ja für den Amts- und Geſchäfts⸗ 
gebrauch geradezu unentbehrlich ſind. Und dies in der erwünſchten Vollſtändigkeit, 
fo daß beiſpielsweiſe auf S. 10 bis 69 alle — ſonſt nur zerſtreut in dem 


Reichsgeſetzblatte der Jahrgänge 1871 bis 1879 vorkommenden — Verordnungen 


über die Anwendung des metriſchen Maßes und Gewichtes auf einzelne Verkehrs⸗ 
gegenſtände (Arzneien, Bergweſen, Biertransport, Holzhandel, Holz- und Stein⸗ 
kohle und andere Mineralproduete, Maiſchbottiche, Mauthen, Milchgefäße, 
Militärverwaltung, Petroleum, Salzverſchleiß, Schankgläſer, Verzehrungsſteuer, 
Vorſpann, Wein und Moſt, Zolltarif) darin enthalten, und auf Seite 408 bis 
412 die gedrängten Hinweiſe auf die Landesgeſetzblätter derjenigen im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder nicht vergeſſen ſind, für welche 
die ehemals geltenden Maßbeſtimmungen auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
31. März 1875, Nr. 62, bereits umgewandelt wurden. Auch die internationale 
Meter convention (S. 397 bis 407) wurde aufgenommen, — die Aich⸗ 
ordnung und die Inſtructionen hiezu nebſtdem noch mit theils in den 
Text eingefügten, theils in eigenen beigebundenen Tafeln erſichtlichen Illuſtra⸗ 
tionen reichlich verſehen, deren correcte Ausführung, namentlich was Schärfe und 
Deutlichkeit betrifft, Nichts zu wünſchen übrig laßt und der durch ſchöne typo⸗ 
graphiſche Ausſtattung ohnehin rühmlich bekannten Verlagsfirma alle Ehre macht. 
R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schlefien. 
XV. Stück. Ausgeg. am 30. December. 

37. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 7. Novem⸗ 

ber 1879, Z. 8890, in Betreff der Einhebung der Wegmauth auf der Bezirksſtraße 

von Jauernig in der Richtung nach preuß. Schwammelwitz und nach Barzdorf. 

38. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 27. Novem⸗ 

ber 1879, Z. 9702, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühr im „St. Johannes⸗ 
ſpital“ in Salzburg. 

39. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 17. Decem⸗ 

ber 1879, Z. 10.173, betreffend den Fortbezug der Wegmauthgebühren für die 


Geſetz⸗ 


Bezirksſtraße von Skrochowitz über Tabor, Groß⸗Herrlitz und Eckersdorf nach 


Dorfteſchen. 
40. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 26. Decem⸗ 


ber 1879, 3. 10.509, betreffend die Vergütung der Militär-Durchzugskoſt in 


Schleſien für das Jahr 1880. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 31. December. 


41. Liſte der im Sprengel des kaiſ. kön. mähriſch⸗ſchleſ. Oberlandes⸗ 


gerichtes in Gemäßheit des 8 24 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. 
Nr. 30, für das Jahr 1880 aufgeſtellten Sachverſtändigen für die Enteignung 
zum Zwecke des Betriebes und der Herſtellung von Eiſenbahnen. 


Landes⸗-Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 10. October. 
81. Kundmachung des k. k. Finanz⸗Landesdirectionspräſidiums vom 
22. Juli 1879, 3. 1216, betreffend die Umwandlung des k. k. Hauptſteueramtes 
in Wadowice in ein gewöhnliches Steueramt. 
82. Kundmachung des k. k. gal. Statthaltereipräſidiums vom 30. Septentber 


1879, 3. 8070/pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinden kyczaua, Jan | 


czowa und Jaſienna aus den Sprengeln des k. k. Bezirksgerichtes in Ciezkowice 
und der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Grybaͤw, und deren Zuweiſung den 
Sprengeln des k. k. ſtädt. deleg. Bezirksgerichtes und der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaft in Neu⸗Sandec. 

83. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 24. September 1879, 
3. 46.819, womit der Stadtgemeinde Kamionka ſtrumikowa das Recht zur weiteren 
Einhebung von Mauthgebühren von der Brücke über den Bugfluß und ab- 
geſondert von drei Brücken über den Kamionkafluß eingeräumt wird. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 27. November. 


84. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 2. November 1879, 3. 27.860, 


über die Regelung der periodiſchen Transporte der Schüblinge an der Carl: | 


Ludwig⸗Bahn, ſo wie über die Regelung der Art der Beförderung an den Eiſen⸗ 
bahnen von ſowohl unter Wache als auch mittelſt Zwangspaſſes abgeſchobenen 
Perſonen. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 20. December. 
85. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 11. October 1879, 3. 48.076, 
womit die von der k. k. Berghauptmannſchaft in Krakau für das Königreich 


Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau am 28. Auguſt 


1879, Z. 938, erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften, betreffend die Grubenförderung 
und Fahrung, verlautbart werden. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 30. December. 


86. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 8. November 1879, Z. 55.225, 
womit die Leichenbeſchau geregelt wird. 

87. Kundmachung des k. k. galiz. Statthaltereipräſidiums vom 1. December 
1879, Z. 9565/pr., betreffend die Zuweiſung der Gemeinden Bajsce, Eubno 
ſzlacheckie und Eubno opacie dem Bezirksgerichtsſprengel Jas lo und der Gemeinden 
Fawryköw, Okopy, Zamek, Pogorzelisko, Monaſterek, Kamienna Gora und 
Horodzöw dem Bezirksſprengel in Rawa. 

88. Kundmachung der k. k. Finauz⸗Landesdirection vom 23. December 
1879, 3. 2309/pr., betreffend die Vorſchriſt zur Durchführung des Geſetzes wegen 
Aufhebung des Zollausſchluſſes Brody. 


89. Kundmachung des Präſidiums der gal. k. k. Finanz⸗Landesdirection 


vom 24. December 1879, 3 2308, belreffend die Aufhebung des Zollausſchluſſes 
Brody. 
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Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
XII. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

16. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Czernowitz, ddo. 26. Sep⸗ 
tember 1879, Z. 3694, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes in der Bukowina 
für die Zeit vom 1. October 1879 bis 31. März 1880. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 20. October. 

17. Kundmachung des k. k. Landesregierungs-Präſidiums vom 14. October 
1879, 3. 828 präs., betreffend die Inſtruction bei der Durchführung über die 
| Aufhebung des Propinationsrechtes. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 23. October. 

18. Kundmachung der Bukowinger k. k. Landesregierung, ddo. 18. October 
1879, 3. 9398, betreffend die Verlängerung des dem Maſchinen-Inſpector 
J. A. Berenger in Wien und dem k. k. Profeſſor Johann Stingel in Czernowitz 
auf ein Verfahren zur continuirlichen Befreiung der Waſſer oder ſonſtigen 
Flüſſigkeiten von fuspendirten Beſtandtheilen ertheilten ausſchließlichen Privilegiums. 

XV. Stück. Ausgeg. am 13. November. 

19. Kundm chung der Bukowinger k. k. Landesregierung vom 6. November 
1879, Z. 10.034, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer auf 
ein Verfahren zur Darſtellung von Cement aus den in der Bukowina vor⸗ 
kommenden thonhältigen Kalkſteinen ertheilten ausſchließenden Privilegiums. 


Erlaß des k. k. Miniftertums des Innern vom 4. December 1879, 3. 16.061, 
betreffend das Verbot des Hauſirhandels in Klauſenburg. 

Die königl. Freiſtadt Klauſenburg hat mittelſt Beſchluſſes vom 14. Auguſt 
l. J., Z. 6876, die Ausübung des Hanſirhandels auf dem Gebiete der genannten 
Stadt, unter Aufrechthaltung des im § 17 des Haufirpatentes vom 4. September 
1852, ſowie im Erlaſſe des Handelsminiſteriums vom 31. December 1855, 
R. G. Bl. Nr. 5 de 1856, den Bewohnern gewiſſer Gegenden der Monarchie 
gewährleiſteten Rechte verboten, und das königl. ung. Miniſterium für Ackerbau, 
Induſtrie und Handel dieſen Beſchluß mit dem Erlaſſe vom 17. October 1879, 
8. 26.680, beſtätigt. 

Hebo id TE. mit Beziehung auf den 8 10 des Haufir⸗ 
patentes zur Kenntnißnahme und Verſtändigung der Unterbehörden die Mitthei 
lung gemacht. 


| Erfah des k. k. Miniſteriums des Innern vom 4. December 1879, 
| betreffend das Verbot des Hauſirhandels in Oedenburg. 

Die königl. Freiſtadt Oedenburg hat mittelſt Beſchluſſes vom 5. Februar 
l. J., Z. 58, die Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt, unter 
Aufrechthaltung der im § 17 des Hauſirpatentes vom 4. September 1852, ſowie 
im Erlaſſe des Handelsminiſteriums vom 31. December 1855, R. G. Bl. Nr. 5 
de 1856, den Bewohnern gewiſſer Gegenden der Monarchie gewährleiſteten Rechte 
verboten, und das königl. ung. Miniſterium für Ackerbau, Induſtrie und Handel 
hat dieſen Beſchluß mit dem Erlaſſe vom 5. November 1879, Z. 28.354, beſtätigt. 

Mieböft bird der k k mit Beziehung auf den 8 10 des Hauſir 
| patentes zur Kenntnißnahme und Verſtändigung der Unterbehörden die Mitthei⸗ 
lung gemacht. 


0 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Sanitätsreferenten im k. k. Miniſterium des 
Innern Dr. Franz Schneider das Comthurkreuz des Franz-Joſef-Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Oberrechnungsrathe der Seebehörde in Trieſt 
Julius Bertuzzi den Titel und Charakter eines Rathes der Seebehörde tarfrei 
verliehen 

Seine Majeſtat haben dem penſionirten Finanzwach⸗Obercommiſſär Max 
Gruber das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Gemeindevorſteher Andreas Schubert zu 
Alexanderfeld in Schleſien das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
im Miniſterium des Innern in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Dr. Jo⸗ 
hann Majoni zum Miniſterial⸗Viceſecretär im genannten Miniſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur der Seebehörde in Trieſt Dr. Joſef 
Slade zum Oberingenieur ernannt. 


Erledigungen. 

Concipiſten⸗, eventuell Conceptsadjunctenſtelle, erſtere mit 1040 fl., letztere 
mit 700 fl., beim Gemeinderathe der k. Landeshauptſtadt Brünn, bis 15. April. 
(Amtsbl. Nr. 69.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in der Bukowina, 
ſowie eine Regierungsſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, bis 10. April. 
(Amtsbl. Nr. 72.) 


ET Hiezu als Beilage: Bogen 4 und 5 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


